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Darüber hinaus ist zwar auch § 2287 BGB nach ganz 
herrschender Auff assung auf wechsel bezügliche Erb-
einsetzungen aus gemeinschaftlichen Testamenten ent-
sprechend anwendbar, jedoch nur auf solche, die nach 
§ 2271 Abs. 2 BGB durch den Tod des anderen Ehegat-
ten bereits bindend geworden sind (BGH NJW 1976, 
749; BGH ZEV 2016, 641, 642; jüngst OLG Stuttgart 
ZEV 2019, 216, 217; BeckOGK-BGB/Müller-Engels, 
Std.: 1.4.2021, §  2287 Rn. 5). §  2287 BGB soll des-
wegen nach herrschender Auff assung nicht bei Schen-
kungen eingreifen, die zu Lebzeiten beider Ehegatten 
vorgenommen hat (vgl. Burandt/Rojahn/Braun, Er-
brecht, 3.  Aufl . 2019, §  2271  BGB Rn.  62; J.  Mayer/
Sammet, §  2271  BGB Rn.  120; BeckOGK-BGB/
Müller-Engels, §  2287 Rn.  6). Teilweise wird abwei-
chend hiervon in der Literatur eine analoge Anwendung 
der §§ 2287, 2288 BGB auf leb zeitige Schenkungen ge-
fordert, etwa für den Fall, dass der vorverstorbene Ehe-
gatte durch Vertrag zugunsten Dritter unentgeltlich 
auf den Todesfall verfügt hatte (so Speth, NJW 1985, 
463; zustimmend Staudinger/Kanzleiter, BGB, 2019, 
§  2287 Rn.  2). Zum Teil wird in der Literatur auch 
allgemein eine analoge Anwendung gefordert für die 
Fälle, in denen der überlebende Ehegatte erst nach dem 
Tod des Erstversterbenden von der Beeinträchtigung 
Kenntnis erlangt hat (so etwa NK-BGB/Müßig, 5. Aufl . 
2018, § 2271 Rn. 135). Da die Ehefrau vorliegend zum 
Zeitpunkt der schenkweisen Grundstücksüberlassung 
testierunfähig war, wäre im Anschluss an diese Lite-
raturansichten eine analoge Anwendung der §§  2287, 
2288  BGB zumindest denkbar, da der testierunfähige 
Ehegatte auf beeinträchtigende Schenkungen ebenfalls 
nicht mehr mit einem Widerruf seiner wechselbezügli-
chen Verfügungen und Errichtung eines neuen Testa-
ments reagieren kann. Jedoch bleibt mit Blick auf den 
Sachverhalt zu bemerken, dass die überlebende Ehefrau, 
falls ihr ein Anspruch aus § 2287 BGB zugestanden hät-
te, diesen aufgrund der Regelung im gemeinschaftlichen 
Testament aus dem Jahre 2007 (dort Ziff er 3) an die 
Enkeltochter D weitervererbt haben würde (s. zur Ver-
erblichkeit BeckOK-BGB/Litzenburger, Std.: 1.2.2021, 
§ 2287 Rn. 24). War eben diese Enkeltochter auch die 
durch die Grundstücksüberlassung aus dem Jahre 2012 
Beschenkte, so wäre ein Anspruch aus §  2287 BGB 
jedenfalls wegen Konfusion erloschen. 

Im Ergebnis hätte der erstverstorbene Ehemann dann 
nur unter den Voraussetzun gen des § 1365 Abs. 1 BGB 
in seiner Verfügung über das Familienheim beschränkt 
sein können, wofür jedoch Anhaltspunkte im Sachver-
halt fehlen.

5. Gesamtergebnis
Der Rücknahme des Testaments durch einen testier-
unfähigen Ehegatten kommt nach ganz h.  M. keine 

Widerrufswirkung zu. Wurde die Urschrift der Testa-
mentsurkunde vernichtet, so besteht die darin getrof-
fene Regelung gleichwohl inhaltlich fort, falls sich bei 
der Vernichtung der Urkunde nicht die Voraussetzun-
gen des § 2255 BGB nachweisen lassen; auch diese Vor-
schrift setzt aber die Testierfähigkeit des Erblassers vor-
aus. Durch die noch vorhandene beglaubigte Abschrift 
kann nach Maßgabe der §§ 46, 48 BeurkG die fehlende 
Urschrift durch das derzeit verwahrende Amtsgericht 
ersetzt werden, ohne dass vorliegend eine Amtspfl icht 
dazu bestünde. Eine notarielle Zuständigkeit ließe 
sich nunmehr nur mit einer Analogie begründen. Die 
Wirksamkeit der Verfügung des Ehemannes über das 
Familienheim steht vorliegend nicht aus erbrechtlichen 
Gründen in Frage, sondern lediglich falls die Voraus-
setzungen des §  1365 Abs.  1  BGB vorgelegen haben 
sollten.

MaßnG-GesR § 6 Abs. 1; WEG § 26
Verwalternachweis: Fortbestehen des Verwal-
teramts sowie Entbehrlichkeit eines Nachwei-
ses über die unterbliebene Abberufung bzw. 
unterbliebene Amtsniederlegung

I. Sachverhalt
Nach dem Versammlungsprotokoll einer Wohnungs-
eigentümergemeinschaft wurde der Verwalter bis zum 
31.12.2020 bestellt. Dieser erteilte im Januar 2021 die 
erforderliche Zustimmung zu einem Kaufvertrag. Die 
Eigentumsumschreibung beim Grundbuch wurde unter 
Vorlage der Zustimmungserklärung und unter Beifü-
gung des Beschlussprotokolls über die Bestellung des 
Verwalters beantragt. Das Grundbuchamt verlangt 
nun eine Bestätigung des Verwalters in öff entlicher 
Form, dass er nicht abberufen und kein neuer Verwalter 
bestellt wurde.

II. Frage
Kann das Grundbuchamt diesen Nachweis verlangen?

III. Zur Rechtslage
1. Fortbestehen der Verwalterbestellung
Gem. Art. 2 § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Abmilderung 
der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insol-
venz- und Strafverfahrensrecht vom 27.3.2020 (BGBl. I 
Nr. 14, S. 569 – im Folgenden „COVID-19-G“, Art. 2 
des Gesetzes im Folgenden „MaßnG-GesR“) bleibt der 
Verwalter i.  S.  d. Wohnungseigentumsgesetzes bis zu 
seiner Abberufung oder bis zur Bestellung eines neu-
en Verwalters im Amt. Gem. Art. 6 Abs. 2 COVID-
19-G gilt die Regelung bis zum 31.12.2021 (Staudinger/
Jacoby, WEG, 2018, § 26 Rn. 114.3). Die Regelung soll 
einen Zustand der „Verwaltungslosigkeit“ verhindern, 
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da der Gesetzgeber für die Wohnungseigentümerge-
meinschaften – im Gegensatz zu verschiedenen anderen 
Verbandsformen – keine Erleichterung für die Durch-
führung von Versammlungen geschaff en hat (ausf. 
MünchKommBGB/Cziupka, 8.  Aufl .  2020 – Online-
Aktualisierung vom 4.5.2020, § 26 WEG Rn. 23a ff .).

2. Nachweis gegenüber dem Grundbuchamt
Da sich die Rechtsfolge des § 6 Abs. 1 MaßnG-GesR 
unmittelbar aus dem Gesetz ergibt, dürfte kein geson-
derter (erneuerter) Nachweis der Verwaltereigenschaft 
gegenüber dem Grundbuchamt erforderlich sein. Der 
„abgelaufene“ Verwalternachweis muss dementspre-
chend genügen, da aus ihm ersichtlich ist, dass der Ver-
walter (im vorliegenden Fall bis nach Inkrafttreten des 
§ 6 MaßnG-GesR am 28.3.2020) im Amt war. Es stellt 
sich dementsprechend lediglich die aufgeworfene Frage, 
ob dem Grundbuchamt gegenüber auch ein Nachweis 
zu erbringen ist, dass der Verwalter nicht abberufen 
wurde und kein neuer Verwalter bestellt wurde.

Die Frage gewinnt zwar durch § 6 Abs. 1 MaßnG-GesR 
an Aktualität, sie stellt sich aber außerhalb der vorge-
nannten Norm auch für § 26 Abs. 1 WEG in gleichem 
Maße. Denn auch bei jedem anderen Verwalternachweis 
wäre es möglich, dass der Verwalter zwischenzeitlich 
gem. § 26 Abs. 1 WEG abberufen wurde. Nach Inkraft-
treten des WEMoG gilt dies umso mehr, da nach neuem 
Recht die Beschränkung der Abberufung auf das Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes nicht mehr möglich ist. 
Eine Abberufung des Verwalters kann dementsprechend 
jederzeit erfolgen (Lehmann-Richter/Wobst, WEG-Re-
form 2020, Rn. 454; Dötsch/Schultzky/Zschieschack, 
WEG-Recht 2021, Kap. 9 Rn. 1; Riecke, in: Skaurads-
zun/Elzer/Hinz, Die WEG-Reform 2020, § 1 Rn. 85; 
Hügel/Elzer, WEG, 3.  Aufl . 2021, §  26 Rn.  146; Pa-
landt/Wicke, BGB, 80. Aufl . 2021, § 26 WEG Rn. 13).

Für die Rechtslage vor Inkrafttreten des WEMoG 
nahm die Rechtsprechung an, dass das Grundbuch-
amt grundsätzlich vom Fortbestand des Amtes für die 
vorgesehene Zeit bzw. bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Höchstfrist ausgehen darf (BayObLG NJW-RR  1991, 
978, 979; OLG Oldenburg DNotZ 79, 33; Hügel/Elzer, 
WEG, 3. Aufl . 2021, § 26 Rn. 183; MünchKommBGB/
Engelhardt, 8. Aufl . 2020, § 26 WEG Rn. 86). Etwas 
anderes kann nur dann gelten, wenn das Grundbuch-
amt konkrete Anhaltspunkte hat, dass die Verwalter-
bestellung vorzeitig beendet wurde (LG  Wuppertal 
MittRhNotK  1982, 207, 208). Dies bezüglich dürfte 
sich auch durch das WEMoG keine abweichende Be-
urteilung ergeben.

Letztlich handelt es sich bei der Nicht-Abberufung 
bzw. der Nicht-Neubestellung um sog. negative Tatsa-

chen, für die es schon aus zwingend logischen Gründen 
keinen Nachweis in der Form des §  29  GBO geben 
kann. In Betracht käme allenfalls eine Erklärung der 
Beteiligten in der Form des § 29  GBO, die aber oh-
nehin nur eingeschränkten Beweiswert haben kann. 
Das Gesetz enthält in § 26 Abs. 4 WEG zudem gera-
de eine Erleichterung von § 29 Abs. 1 S. 2 GBO. Die 
Norm sieht jedoch ausdrücklich nur einen Nachweis für 
den Bestellungsbeschluss vor, nicht aber ein Erforder-
nis, dass auch die Nicht-Abberufung bzw. Nicht-Neu-
bestellung nachzuweisen wäre. Für solche „negativen 
Tatsachen“ bejaht die Rechtsprechung auch in sons-
tigen Fällen Erleichterungen, da ein Nachweis in der 
Form des §  29  GBO gerade nicht möglich ist (ausf. 
Völzmann, RNotZ 2012, 380 ff .; Meikel/Hertel, GBO, 
12. Aufl . 2020, § 29 Rn. 652 ff .; BeckOK-GBO/Otto, 
Std. 1.2.2021, § 29 Rn. 31 jeweils m. w. N.). In vielen 
Fällen wird zwar als Ersatz für den nicht erbringbaren 
Nachweis in öff entlicher Urkunde eine eidesstattliche 
Versicherung gefordert (Meikel/Hertel, GBO, 12. Aufl . 
2020, § 29 Rn. 653). Dies bedeutet jedoch nicht, dass stets 
für jede negative Tatsache eine solche Versicherung erfor-
derlich ist. Denn grundsätzlich kann das Grundbuchamt 
von einem üblichen Verlauf der Dinge ausgehen, wenn 
Anhaltspunkte für eine abweichende Sachlage fehlen. 

So sehen es konkret für § 6 Abs. 1 MaßnG-GesR auch 
Wälzholz/Bayer (DNotZ  2020, 285, 308) sowie Böh-
ringer (RPfl eger 2021, 22, 23), die – soweit ersichtlich 
– beiden einzigen Literaturfundstellen, die sich bislang 
mit der Th ematik auseinandersetzen und im Ergebnis 
u. E. aus den vorgenannten Gründen überzeugen.

3. Ergebnis
Nach unserem Dafürhalten ist dementsprechend nach 
allgemeinen Grundsätzen ein Beweis der „negativen 
Tatsachen“ der Nicht-Abberufung und Nicht-Neube-
stellung nicht erforderlich. Eine Ve r sicherung in der 
Zustimmungserklärung durch den Verwalter ist u.  E. 
entbehrlich, aber auch unschädlich. Sie kann ohnehin 
nicht den Beweis darüber erbringen, dass der Verwalter 
tatsächlich nicht abberufen wurde. Wir möchten jedoch 
abschließend darauf hinweisen, dass zu dieser konkre-
ten Frage bislang noch keine Rechtsprechung vorliegt.
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